
___________ 
An die Mitglieder des Innen- und Kommunalausschusses 
nachrichtlich den Ministerien 

THÜRINGER LANDTAG 99096 Erfurt, den 20.01.2022  
    7. Wahlperiode 
 
 Innen- und Kommunalausschuss 
 
 

E i n l a d u n g  
 

zur 
 

2 9 .  S i t z u n g  a m  D o n n e r s t a g ,  d e m  2 7 . 0 1 . 2 0 2 2 ,  1 0 : 0 0  U h r  
 
 

 
in Erfurt, Landtag, Funktionsgebäude, Sitzungssaal F 101 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
 
 
I.  Öffentlicher Sitzungsteil 
 
 
 
1.  Sicherheitsempfinden der Menschen stärken - Videoüberwachung im 

öffentlichen Raum zur Gefahrenabwehr 
Antrag der Fraktion der CDU   
- Drucksache 7/1727 - Neufassung - 

  dazu: - Vorlagen 7/2588 /2843 /3098NF /3102 - 
 - Zuschriften 7/1420 /1425 /1430 /1432 /1442 /1443 /1452 /1460 /1461 /1473 
 /1474 /1478 /1479 /1480 /1486 /1489 /1492 /1495 /1529 /1645 /1651�✁ - 

 
hier:  Mündliches Anhörungsverfahren 

  (Eine Liste der Anzuhörenden ist als Anlage 1 beigefügt.) 
 
 (Beratung in öffentlicher Sitzung gemäß § 79 Abs. 1 Satz 2 GO)*) 
 
 
2.  Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates 

über die Transparenz und das Targeting politischer Werbung; KOM (2021) 731 
endg. 
Unterrichtung durch die Landesregierung nach Art. 67 Abs. 4 LV i. V. m. § 54 b GO   
- Vorlage 7/3138 - 

  dazu: - Vorlage 7/3210 - 
 

(Beratung in öffentlicher Sitzung gemäß § 78 Abs. 3a Satz 1 Nr. 3 GO)*) 
 
 
 
 
 
 



II.  Nicht öffentlicher Sitzungsteil 
 
 
3. a) Viertes Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalwahlgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU   
- Drucksache 7/2208 - 

  dazu: - Vorlagen 7/2601 /2604 - 
 - Zuschriften 7/1386 /1388 /1418 /1493 /1511 - 

 
 b) Viertes Gesetz zur Änderung des Thüringer Kommunalwahlgesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP**)  
- Drucksache 7/3348 - 

  dazu: - Vorlagen 7/2601 /2604 - 
 - Zuschriften 7/1386 /1388 /1418 /1493 /1511 - 

 
hier: Beratung zur weiteren Verfahrensweise 
 

 
4. a) Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes - Offener Einsatz mobiler 

Bildaufnahme- und Tonaufzeichnungsgeräte 
Gesetzentwurf der Fraktion der CDU   
- Drucksache 7/2792 - 

  dazu: - Vorlagen 7/1993 /2245 /2251 /2306 /2777 - 
 - Zuschriften 7/1158 /1160 /1217 /1223 /1228 /1229 /1230 /1237 /1246 /1247 
 /1248 /1249 /1250 /1251 /1256 /1257 /1258 /1259 /1260 /1261 /1262 /1274 
 /1290 - 

 
 b) Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP**)   
- Drucksache 7/3153 - 

  dazu: - Vorlagen 7/2576 /2605 - 
 - Zuschriften 7/1433 /1470 /1471 /1472 /1475 /1476 /1483 /1484 /1485 /1491 
 /1494 /1564 - 

 
hier: Beratung zur weiteren Verfahrensweise 

 
 
5.  Rettungsdienstabdeckung in ganz Thüringen sicherstellen - Rettungswesen 

und -personal ertüchtigen 
Antrag der Fraktion der CDU   
- Drucksache 7/3391 - 

  dazu: - Drucksache 7/4597 - 
 
 hier:  Nummern I und III 
   

 ggf. Beschlussfassung über ein Ersuchen um Mitberatung gemäß § 57 Abs. 4 
Satz 1 GO an den Ausschuss für Soziales, Arbeit, Gesundheit und 
Gleichstellung 

 
ggf. Beschlussfassung über die Durchführung eines Anhörungsverfahrens 
 

 
6.  Einrichtung eines Härtefallfonds für nach dem 1. Januar 2019 festgesetzte 

Straßenausbaubeiträge 
Antrag der Fraktion der AfD gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/2945 - 



   
7. a) Versammlungslagen in Thüringen im Zusammenhang mit dem aktuellen 

Pandemiegeschehen 
Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 7/3033 - 

    
 b) Corona-Proteste in Thüringen 

Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/3044 - 
 
 

8. Polizeieinsätze im Zusammenhang mit Protestdemonstrationen gegen 
Gesetze, Verordnungen und sonstige Regelungen aufgrund der Covid-19-
Pandemie beziehungsweise mit so genannten "Spaziergängen" 

Antrag der Parlamentarischen Gruppe der FDP gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/3191 -***) 

 
 

9. Entwicklung der Corona-Proteste in Thüringen 
Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 7/3261 - 

    
 

10.  Mann nach Polizeieinsatz in Jena verstorben 
Antrag der Fraktion der CDU gemäß § 74 Abs. 2 GO  
- Vorlage 7/3219 -***) 

    
 
11. Moderne Aus- und Fortbildung in der Thüringer Polizei qualitativ 

weiterentwickeln - Verwendungsorientierte Ausbildung 
Antrag der Landesregierung gemäß § 74 Abs. 3 GO  
- Vorlage 7/3220 - 

 
 
12.  Ersuchen an den Innen- und Kommunalausschuss und den Ausschuss für 

Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft um Mitberatung der 
Petition E-526/21 gemäß § 15 Abs. 2 S. 1 ThürPetG 
Ausschussvorlage des Petitionsausschusses 
- Vorlage 7/3087 -  

    
 
13.  Sonstiges 

    
 

Bilay 
Vorsitzender 

 
 

 *)    Sofern der Ausschuss dies beschließt, wird der Tagesordnungspunkt im Internet auf 
Landtag Live übertragen. 

 
**)  Die Parlamentarische Gruppe der FDP ist durch Beschluss des Landtags vom                  

9. September 2021 hinsichtlich ihrer parlamentarischen Rechte- und Pflichtenstellung 
an die Stelle der weggefallenen Fraktion der FDP getreten (vergleiche Nummer I des 
Beschlusses in der Drucksache 7/4042).  

 



***)   Eine Unterstützung des Antrags gemäß § 74 Abs. 2 Satz 1 GO liegt bisher nicht vor. 
Hinweise (Die Hinweise beziehen sich auf den Pandemie-Stufenplan des Thüringer Landtags. Sollte 

sich die Pandemiestufe bis zum Sitzungstermin ändern wird umgehend informiert; die aktuell für den 

Thüringer Landtag zutreffende Pandemie-Stufe einschließlich der damit verbundenen Hygieneregeln 

können Sie auch folgendem Link entnehmen: https://www.thueringer-

landtag.de/aktuelles/aktuelles/pandemie-stufenplan-des-thueringer-landtags/): 
 

Unter Bezugnahme auf den mit Wirkung vom 6. Oktober 2021 in Kraft getretenen Pandemie-

Stufenplan des Thüringer Landtags, die derzeit gültige Pandemiestufe 3 sowie die Hausverfügung der 

Landtagspräsidentin vom 26. November 2021 wird darauf hingewiesen, dass der Zutritt zu den 

Ausschusssitzungen im Thüringer Landtag Beschränkungen unterliegt. 

 

Zum Schutz aller ist das Betreten des Thüringer Landtags grundsätzlich nicht möglich, falls Sie 

Symptome einer Covid-19-Erkrankung zeigen oder Sie in den letzten 14 Tagen persönlichen Kontakt 

zu einer Person hatten, bei der das Coronavirus nachgewiesen wurde. Auf die besonderen 

Bestimmungen der Corona-Einreiseverordnung hinsichtlich des vorherigen Aufenthalts in einem 

gemäß aktueller Veröffentlichung des Robert Koch-Instituts als Risikogebiet eingestuften Gebiet wird 

ausdrücklich hingewiesen. 

 

Des Weiteren werden die Thüringer Landesregierung, der Thüringer Landesrechnungshof, der 

Thüringer Verfassungsgerichtshof und die weiteren externen Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer 

gebeten, die Zahl ihrer Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer auf ein Mindestmaß zu begrenzen 

und der Verwaltung des Thüringer Landtags im Vorfeld der Sitzung u.a. zur Gewährleistung der 

Abstandsregelungen ihre Sitzungsteilnehmerinnen und -teilnehmer namentlich mitzuteilen. Neben 

dem Schutz und der Wahrung des freien Mandats darf dessen Ausübung auf keinen Fall zu einer 

Gefährdung von Leib und Leben anderer Abgeordneter, der Vertreterinnen und Vertreter anderer 

Verfassungsorgane sowie der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter führen. 

 

Zur Reduzierung von Kontakten, dem Schutz vor Infektionen sowie der möglichst weitgehenden 

Vermeidung von Schmierinfektionen über Gegenstände gilt für alle Personen die Abstandsregelung 

von mindestens 1,5 Metern Abstand zu anderen Personen und ein verstärktes Reinigungs- und 

Desinfektionsregime. 

 

In allen geschlossenen Räumen, explizit auch in Eingangsbereichen, auf Fluren, in Treppenhäusern, 

in der Lobby, in Aufzügen und im Landtagsrestaurant besteht die Pflicht zum Tragen einer FFP-2-

Maske. 

 

Für eine generelle Freistellung von der Maskenpflicht muss ein schriftlicher Antrag unter Vorlage eines 

qualifizierten ärztlichen Attests bei der Landtagspräsidentin gestellt werden. Eine Zustimmung ergeht 

nur in Verbindung mit einer Bescheinigung über einen negativen Antigen-Schnelltest, der zum 

Zeitpunkt der Sitzungsteilnahme nicht älter als 24 Stunden sein darf bzw. eine Bescheinigung über 

einen negativen PCR-Test, der zum Zeitpunkt der Sitzungsteilnahme nicht älter als 48 Stunden sein 

darf.  

In den Sitzungsräumen besteht die Pflicht zum ständigen Tragen einer FFP-2-Maske außer während 

Redebeiträgen auch am Sitzplatz. 

 

Für den Zutritt zum Thüringer Landtag gilt die 3G-Regelung, wonach nur geimpften, genesenen oder 

negativ auf das SARS-CoV-2-Virus getesteten Personen Einlass zum Thüringer Landtag gewährt 

werden kann. Ausgenommen sind die Mitglieder des Thüringer Landtags, die Mitglieder des Kabinetts 

sowie die Präsidenten der Verfassungsorgane. Für andere Personen besteht die Möglichkeit, eine 

Sondergenehmigung zu beantragen. Diese wird von der Landtagspräsidentin oder in ihrem Auftrag 

durch den Direktor beim Landtag unter den Voraussetzungen erteilt, dass eine FFP-2-Maske für die 

Dauer des Aufenthalts getragen wird und der Zutritt für den Parlamentsbetrieb erforderlich ist. 

 



Für den Zutritt zu den Ausschusssitzungen gilt darüber hinaus eine 1G-Regelung, wonach nur negativ 

auf das SARS-CoV-2-Virus getesteten Personen ein uneingeschränkter Zutritt zu und Aufenthalt in 

den Sitzungsräumen gewährt wird. Dies gilt auch für genesene und geimpfte Personen. Der 

Testnachweis ist durch eine Bescheinigung über einen negativen Antigen-Schnelltest, der zum Ende 

der jeweiligen Sitzung nicht älter als 24 Stunden sein darf, oder über einen negativen PCR-Test, 

welcher zum Ende der jeweiligen Sitzung nicht älter als 48 Stunden sein darf, zu erbringen. Laien-

Selbsttests genügen den Anforderungen nicht.  

 

Erbringen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an den Ausschusssitzungen keinen entsprechenden 

negativen Testnachweis, wird ihnen der Zutritt zum und Aufenthalt im jeweiligen Sitzungsraum 

ausschließlich für die Nutzung hierfür vorgesehener und gekennzeichneter Sitzplätze gewährt, die 

einen deutlichen Abstand zu den anderen Sitzplätzen (mehr als zwei Meter) wahren. 

 

Auf der Grundlage des § 126 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags in 

Verbindung mit der Anlage 6 zur Geschäftsordnung können Beauftragte (Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter) der Landesregierung und des Rechnungshofs, der Fraktionen sowie der 

Parlamentarischen Gruppe auch via Videokonferenztechnik an Ausschusssitzungen teilnehmen. 

 

Der Zutritt in den Landtag erfolgt ausschließlich über den Haupteingang (Wache Funktionsgebäude, 

inkl. Tiefgarage für Parkplatzinhaber). 

 

Externe Gäste, Besucherinnen und Besucher sowie Bedienstete der Ministerien haben zudem zum 

Zwecke der Kontaktnachverfolgung einen Fragebogen zur Selbstauskunft auszufüllen, um Zugang 

zum Landtagsgebäude zu erhalten: 

https://www.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/Corona/Fragebogen_Selbstauskunft_Datenschutz_Juni_2021.pdf 

 

Die Fragebögen zur Selbsteinschätzung sind an der Wache abzugeben. Bedienstete der Ministerien 

können die Fragebögen ebenso an der Wache abgeben oder vorzeigen und im jeweiligen Ministerium 

für mindestens drei Wochen hinterlegen. 

 

Alternativ kann zur Kontaktnachverfolgung auch die Corona-Warn-App der Bundesregierung, 

herausgegeben vom Robert-Koch-Institut (RKI), genutzt werden. 

 

Besucher von öffentlichen Ausschusssitzungen haben keinen Zutritt zu den Sitzungsräumen. Die 

Sitzungen können in einem gesonderten Raum per Videokonferenz mitverfolgt werden. 

 

Davon unabhängig gelten die allgemeinen Hygieneregelungen wie häufiges Händewaschen, die 

Wahrung der Niesetikette, regelmäßiges Lüften der Sitzungsräume und die Benutzung des Fahrstuhls 

durch max. zwei Personen unverändert fort. 

  



Anlage 1 
Liste der zur Anhörung Eingeladenen zum Tagesordnungspunkt 1 
(sofern keine ausdrückliche Absage eines eingeladenen Anzuhörenden vorliegt): 
 
1. Universität Leipzig 

Institut für Soziologie 
Herr Prof. Dr. Kurt Mühler 
 

2. Herr Prof. Dr. Manfred Bornewasser 
c/o Universität Greifswald 
 

3. Humboldt-Universität Berlin 
Juristische Fakultät 
Herr Michael Plöse 
 

4. Karin Schuler � Netzwerk Datenschutzexpertise 
Herr Dr. Thilo Weichert 
 

5. Republikanischer Anwältinnen- und Anwälteverein e.V. 
 

6. Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. 
 

7. Themenkoordinationsgruppe Polizei und Menschenrechte 
Amnesty International 
 

8. Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung Nordrhein-Westfalen 
Herr Prof. Dr. Stefan Kersting 
 

9. Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
Herr Dr. Lutz Hasse 
 

10. Gewerkschaft der Polizei 
Landesbezirk Thüringen 
Herr Wolfgang Gäbler 
 

11. Deutsche Polizeigewerkschaft 
Landesverband Thüringen 
 

12. Bund Deutscher Kriminalbeamter e.V. 
Landesgeschäftsstelle Thüringen 
 

13. Landeshauptstadt Erfurt 
Stadtverwaltung 
Dezernat 03: Sicherheit und Umwelt 
Herr Beigeordneten Andreas Horn 
 

14. Bürgermeister der Stadt Sonneberg 
Herr Dr. Heiko Voigt 
 

15. Hessisches Ministerium des Innern und für Sport 
Herr Andreas Kuckro 
 

16. Polizeidirektion Görlitz 
 

17. Polizei Hamburg 
Herr Ansgar Hagen 
 

18. Landespolizeiinspektion Erfurt 
 

 


